
Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

01 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   BezReg Münster Dezernat 26 Seite 1 

*Die Nummerierung der Festsetzungen entspricht dem Stand der Offenlegung und kann sich im Rahmen der Überarbeitung geringfügig geändert haben. 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

02 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Kleuterbach verläuft im Abschnitt südlich von Hiddingsel stark begradigt und 
weist keine entsprechend hohe strukturelle Vielfalt auf, die eine Schutzgebietsaus-
weisung rechtfertigen würde. Der Regionalplan sieht hier mit seinen Ausweisungen 
Planungen vor, die mit der in der Örtlichkeit vorzufindenden Schutzwürdigkeit nicht 
vereinbar sind.  

   BezReg Münster Dezernat 32 Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
Dem Kleuterbach ist in der Festsetzungskarte der Festsetzungsraum 5.1.07, in der 
Entwicklungskarte der Entwicklungsraum 1.4.01 mit dem Entwicklungsziel „Erhaltung, 
Entwicklung, oder Wiederherstellung der Gewässer und ihrer Niederungen“ zugeord-
net. Zu diesen Räumen bzw. Zielen sind in den textlichen Festsetzungen entspre-
chende Maßnahmen zur Sicherung bzw. Verbesserung der ökologischen Funktion 
formuliert. 
 
Die Festlegung von Schutzgebieten soll sich an den ausgewiesenen Bereichen zum 
Schutz der Natur (BSN) und Bereichen zum Schutz der Landschaft und der land-
schaftsorientierten Erholung (BSLE) orientieren. Eine vollkommen identische Auswei-
sung der Schutzgebiete gegenüber der regionalplanerischen Darstellung ist nicht 
zwingend gefordert. In fachlich vertretbaren Fällen dürfen auch Abweichungen ent-
stehen. 
 
 
 
 
 
 
 
S.o. 
Auch hier stellt sich die östlich an den Hagenbach angrenzende Landschaft nicht in 
einer entsprechend schutzwürdigen Qualität dar. Der Hagenbach selbst ist jedoch 
gemäß der regionalplanerischen Vorgaben als Schutzgebiet (hier geschützter Land-
schaftsbestandteil = LB) ausgewiesen. Die Abgrenzung der BSN und BSLE im Regi-
onalplan verläuft großmaßstäblich quer über die angrenzenden Flächen. Im Land-
schaftsplan wurde somit die nächste plausible und fachlich vertretbare Grenze für die 
Ausweisung des LB gewählt. 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der weiteren Überarbeitung des Landschaftsplans wurden die Regelun-
gen zur Windkraft in Schutzgebieten weiter konkretisiert. Die dargestellten Windener-
giebereiche des sachlichen Teilplans Energie sind bereits nachrichtlich in der Fest-
setzungskarte dargestellt. 

   BezReg Münster Dezernat 32 Seite 2 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung von Schutzgebieten ergibt sich aus der jeweiligen Schutzbedürftig-
keit und dem Schutzzweck. Sie erfolgt nicht präventiv zum grundlegenden Schutz der 
umliegenden Flächen vor potentiellen besonderen Bauflächen. Die Ge- und Verbote 
der Schutzgebiete greifen die verschiedenen Nutzungsmöglichkeiten jedoch auf und 
machen an entsprechender Stelle Vorgaben zur Berücksichtigung des Natur- und 
Landschaftsschutzes. In erster Linie sind jedoch auch hier die Vorgaben des Bau-
rechts zu beachten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Laut Dauergrünlanderhaltungsverordnung des Landes NRW (DGL-VO NRW) darf der 
landwirtschaftliche Flächenanteil an Grünland nicht weniger als fünf Prozent betra-
gen. Dauergrünland darf demnach nicht mehr in eine andere landwirtschaftliche Nut-
zung überführt werden. Eine Umbruchgenehmigung ist nur noch unter Einhaltung 
konkreter Vorgaben aus der DGL-VO NRW möglich. 
In Naturschutzgebieten ist der Grünlandumbruch grundsätzlich verboten. 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. Grundsätzlich werden im Kreis Coesfeld über den 
Landschaftsplan nur Festsetzungen des Status quo getroffen. In LSG gilt die ord-
nungsgemäße Land- und Forstwirtschaft als nicht betroffene Tätigkeit. Eine Be-
schränkung auf eine bestimmte vorgegebene Nutzung ist daher nicht möglich und in 
der Landschaftsplanung des Kreises Coesfeld nicht üblich. 

   BezReg Münster Dezernat 32 Seite 3 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

03 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   BezReg Münster Dezernat 33 Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

04 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   BezReg Münster Dezernat 52 Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

05 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gemäß der textlichen Festsetzungen (Gebote bzw. nicht betroffene Tätigkeiten in 
den verschiedenen Schutzgebietskategorien) ist die Unterhaltung der Gewässer in 
naturnaher Art und Weise entsprechend den Zielen der §§ 39 ff Wasserhaushaltsge-
setz durchzuführen. Die Schutzgebietsausweisungen mit ihren Ge- und Verboten 
stehen dem Auftrag der Wasser- und Bodenverbände daher nicht entgegen, sondern 
unterstreichen diesen vielmehr. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Stellungnahme des Westfälisch-Lippi-
schen Landwirtschaftsverbandes wird separat behandelt. 

   DaWaBoCoe e.V. Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

06 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 D 3. 
2.2.1 D 7. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird unter Verweis auf § 4 Bundesnaturschutzgesetz zur Kenntnis ge-
nommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In den textlichen Darstellungen des Landschaftsplans wird darauf hingewiesen, dass 
klassifizierte Straßen und ihre Straßenkörper sowie Bahnstrecken und deren Bahn-
körper von den Schutzfestsetzungen ausgenommen sind. 
Dies gilt auch für Unterhaltungs- und Überwachungsaufgaben. 

   Deutsche Bahn AG Seite 1 



 

 

  

   Deutsche Bahn Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

07 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   Deutsche Telekom Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

08 

 

  

   E.ON Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Der Bitte wird nicht gefolgt. Die Darstellung von Versorgungsleitungen ist nicht Ge-
genstand des Landschaftsplans. 
 
 
 
 
 
 
Eine entsprechende Einordnung in die Systematik der Schutzgebietsfestsetzungen 
besteht bereits. Für Landschaftsschutzgebiete (LSG) ist diese bspw. unter 2.2.1 F 
(Ausnahmen) Nr. 1 d.) zu finden. 
Für die Neuanlage von Leitungen in Naturschutzgebieten sowie geschützten Land-
schaftsbestandteilen ist gem. § 67 BNatSchG i. V. m. § 69 Abs. 1 Landschaftsgesetz 
NRW ein Befreiungsantrag bei der unteren Landschaftsbehörde zu stellen. 
 
 
 
 
 
 
s. o. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der textlichen Fassung des Landschaftsplans steht unter den allgemeinen Ausfüh-
rungen zu den Naturschutzgebieten, Landschaftsschutzgebieten und geschützten 
Landschaftsbestandteilen, dass gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen, die z. B. zur 
Unterhaltung oder Instandsetzung bestehender Leitungsnetze notwendig sind, unbe-
rührt von den Verboten bleiben. Die Maßnahmen sind der unteren Landschaftsbe-
hörde vor Beginn anzuzeigen. 

   E.ON Seite 2 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bei der Durchführung von Pflanzmaßnahmen werden im Vorfeld die jeweiligen Ver-
sorgungs- und Leitungsunternehmen informiert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

   E.ON Seite 3 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

09 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   Evangelische Kirche von Westfalen, Kirchengemeinde Dülmen Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

10 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   Evangelische Kirche von Westfalen, Kirchengemeinde Senden Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

11 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   Gelsenwasser Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

12 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 
Die Stellungnahme wird separat bearbeitet. 

   Gemeinde Nottuln Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

13 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Angaben zu den beiden gesetzlich geschützten Biotopen wurden entsprechend 
überarbeitet. 

   Gemeinde Senden Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

14 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen, die z. B. zur Unterhaltung oder Instandset-
zung bestehender Leitungsnetze notwendig sind, sind von den Verboten der Schutz-
gebietsfestsetzungen nicht betroffen (siehe bspw. 2.1.1 D Nr. 7 im Landschaftsplan-
text). 
 
Für die Neuanlage von Leitungen in Naturschutzgebieten sowie geschützten Land-
schaftsbestandteilen ist gem. § 67 BNatSchG i. V. m. § 69 Landschaftsgesetz ein 
Befreiungsantrag bei der unteren Landschaftsbehörde zu stellen. 
Für die Neuanlage in Landschaftsschutzgebieten besteht entsprechend 2.2.1 F (Aus-
nahmen) Nr. 1 d.) im Landschaftsplantext die Möglichkeit, eine Ausnahmegenehmi-
gung zu erteilen. 
 
S.o. 
Befreiungen und Ausnahmegenehmigungen müssen für den jeweiligen Fall separat 
beantragt und erteilt werden. 

   Gemeindewerke Nottuln Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

15 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der Überarbeitung des Landschaftsplans erfolgte eine entsprechende 
Einarbeitung der schutzwürdigen Böden. 
Der Forderung wird gefolgt. 

   Geologischer Dienst NRW Seite 1 



 

 

  

   Geologischer Dienst NRW Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

16 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.1 B 
Nr. 1 
 
2.2.1 F 
Nr. 1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Verweis auf das „Merkblatt Bestandsschutz“ auf der Internetseite der Handwerks-
kammer: 
„Dient die bauliche Anlage nicht mehr der ursprünglich genehmigten Nutzung oder 
erfährt die bauliche Anlage eine wesentliche Änderung ihrer Nutzungsintensität (…), 
kann sich der Eigentümer der Gewerbeimmobilie nicht mehr auf den Bestandsschutz 
berufen.“ 
Die Reduzierung des Bestandsschutzes erfolgt nicht durch die Ausweisung von 
Schutzgebieten über den Landschaftsplan, sondern durch das Baurecht. 
Im Landschaftsschutzgebiet sind wie bei allen Bauvorhaben im Außenbereich an 
erster Stelle die Vorgaben des Baurechts zu beachten. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich innerhalb von Naturschutzgebieten weder 
Hofstellen noch Handwerksbetriebe befinden. 
Die im Rahmen des Bestandsschutzes zulässigerweise im Außenbereich errichteten 
gewerblichen Betriebe werden weder in ihrer Existenz noch in ihrer angemessenen 
Entwicklung gemäß § 35 Abs. 4 Nr. 6 Baugesetzbuch durch landschaftliche Belange 
in Frage gestellt. 
Unter 2.2.1 F Nr. 1 ist eine entsprechende Ausnahmeregelung bereits formuliert. 

   Handwerkskammer Münster Seite 1 



 
 

 

  
 
 
 
 
 
Der Landschaftsplan kann und soll – sofern es der Schutzzweck erfordert – weiterge-
hende Festsetzungen treffen. 
 
 
 
 
Gemäß § 29 Abs. 4 Landschaftsgesetz treten widersprechende Festsetzungen des 
Landschaftsplans mit Inkrafttreten eines Bebauungsplans zurück, sofern der Träger 
der Landschaftsplanung im Beteiligungsverfahren dem entsprechenden Flächennut-
zungsplan nicht wiedersprochen hat. Auf die Siedlungsentwicklung hat der Land-
schaftsplan somit i. d. R. keinen Einfluss. 
 
 
Bei Erweiterung des baulichen Innenbereichs nach § 34 BauGB weicht der Geltungs-
bereich mit seinen Festsetzungen an entsprechender Stelle zurück. 
 
 
 
 
 
Den Forderungen wird nicht gefolgt. 
Die Festsetzungen bleiben bestehen. 

   Handwerkskammer Münster Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

17 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Vorgaben des Regionalplans wurden berücksichtigt. Im Landschaftsplan wurden 
keine dem Regionalplan entgegenstehenden Festsetzungen getroffen. Dies betrifft 
insbesondere den einzigen dort dargestellten Freiraumbereich zur Sicherung und 
zum Abbau oberflächennaher Bodenschätze (siehe 2.2.01 D Nr. 1 im Landschafts-
plantext). 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass sich innerhalb von Naturschutzgebieten weder 
Hofstellen noch Handwerksbetriebe befinden. 
 
Im Landschaftsschutzgebiet sind wie bei allen Bauvorhaben im Außenbereich an 
erster Stelle die Vorgaben und Regelungen des Baurechts zu beachten. 

   IHK Nord Westfalen Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die im Rahmen des Bestandsschutzes zulässigerweise im Außenbereich errichteten 
gewerblichen Betriebe werden weder in ihrer Existenz noch in ihrer angemessenen 
Entwicklung gemäß § 35 Abs. 4 Nr. 6 Baugesetzbuch durch landschaftliche Belange 
in Frage gestellt. 
Unter 2.2.1 F Nr. 1 ist eine entsprechende Ausnahmeregelung bereits formuliert. 
 
 
S. o. 
 
 
Die Anmerkungen wurden berücksichtigt. Die Festsetzungen bleiben bestehen. 

   IHK Nord Westfalen Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

18 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.04 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Nonnenbach stellt eine bedeutende Gewässerachse dar, die in ihrer Qualität              
– auch wenn diese abschnittsweise schwankt – zwingend erhalten werden muss. 
In Flächenschutzgebieten befinden sich regelmäßig Bereiche, die für sich betrachtet 
nicht schutzwürdig sind. Zum Erhalt des landschaftlichen Gesamteindrucks (= Land-
schaftsbild) sind jedoch auch diese Flächen sinnvollerweise einzubeziehen (vgl.              
A. Schink: Naturschutz- und Landschaftspflegerecht NRW. Köln 1989, S. 357). 
So können auch ackerbaulich geprägte Bereiche oder einzelne begradigte Gewäs-
serabschnitte in ein Landschaftsschutzgebiet (LSG) miteinbezogen werden, wenn 
einzelne Strukturen die Qualität in besonderer Weise heraufsetzen, wie es hier der 
Fall ist. 
 
Die Bedenken werden zur Kenntnis genommen. Die Festsetzungen bleiben beste-
hen. 

   Kath. Kirchengemeinde St. Georg Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

19 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Siehe Stellungnahme 23. 

   Kreis COE, Abt. Sicherheit und Ordnung – Untere Jagdbehörde I Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

20 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Abstimmung wird in den entspre-
chenden Fällen erfolgen. 

   Kreis COE, Abt. 66 – Straßenbau und -unterhaltung Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

21 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Der Landschaftsplan tritt in Kraft, wenn er von der unteren Landschaftsbehörde bei 
der Bezirksregierung angezeigt wurde und diese innerhalb der dreimonatigen Frist 
keine Verletzung von Rechtsvorschriften geltend macht. Für die Abteilung Umwelt 
des Kreises Coesfeld steht der rechtskräftige Landschaftsplan in Karten und textli-
chen Festsetzungen sodann – ebenso wie der Öffentlichkeit – frei zur Verfügung. 

   Kreis COE, Abt. 70 – Umwelt Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und finden Berücksichtigung. 

   Kreis COE, Abt. 70 – Umwelt Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

22 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
B Nr. 2 
 
2.1.1 
D Nr. 2 

 

   Kreisjagdberater Seite 1 



 

 

 
 
 
2.1.1 
B Nrn. 1, 
11, 19 
 
Nr. 12 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen und Bedenken wurden bereits im Rahmen der Überarbeitung des 
inzwischen rechtskräftigen Landschaftsplans Baumberge-Nord berücksichtigt und 
eingearbeitet. Sie wurden daher identisch in den Landschaftsplan Buldern übernom-
men. 
 
Den Forderungen wurde gefolgt. 
 
 
 
 
 
Eine entsprechende Korrektur in der Gebietsbeschreibung wurde vorgenommen. 
 
 
 
 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 
Innerhalb des Jagdgatters sind bereits mehrere Jagdkanzeln errichtet worden, die als 
umfangreich genug erachtet werden. Diese dürfen ungeachtet der Anzahl stehen 
bleiben. Die Neuerrichtung jagdlicher Einrichtungen wird jedoch in allen Landschafts-
schutzgebieten einheitlich geregelt, sodass hier keine separate nicht betroffene Tä-
tigkeit formuliert werden kann und soll. 

   Kreisjagdberater Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

23a 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Siehe Stellungnahme 24b. 

   Kreisjägerschaft I Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

23b 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
B Nr.1 
 
D Nr.2 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die ordnungsgemäße Ausübung der Jagd sowie die Maßnahmen des Jagdschutzes 
stellen eine nicht betroffene Tätigkeit dar (s. 2.1.1 D Nr. 2 im Landschaftsplantext). 
Die Jagd unter den hier aufgeführten Vorgaben ist auch in allen Waldnaturschutzge-
bieten erlaubt. 
 
 
Die Situation kann von der Landschaftsplanung nicht berücksichtigt werden, erzeugt 
jedoch diffuse Ängste, denen mit Argumenten nicht begegnet werden kann. 
Grundsätzlich wird durch das Ökologische Jagdgesetz die Möglichkeit erwirkt, die 
Jagd in Naturschutzgebieten vollständig zu untersagen, sofern es der Schutzzweck 
erfordert. Diese Möglichkeit besteht jedoch auch mit dem derzeit geltenden Erlass 
des Ministeriums. In den Naturschutzgebieten des Kreises Coesfeld gilt die ord-
nungsgemäße Ausübung der Jagd im Rahmen der Landschaftspläne grundsätzlich 
als nicht betroffene Tätigkeit. Einzelne gebietsspezifische Einschränkungen werden 
in vertretbarem Umfang lediglich innerhalb der Fauna-Flora-Habitat-Gebiete festge-
setzt. 

   Kreisjägerschaft II Seite 1 



 

 

  
 
 
Die zum Zeitpunkt der Offenlegung festgesetzten Naturschutzgebiete werden beibe-
halten. 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 

   Kreisjägerschaft II Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

24a 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung der Verwaltung: 
Die Autobahnniederlassung Hamm wurde nachträglich beteiligt. 

   Landesbetrieb Straßen NRW I Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
Der Geltungsbereich des Landschaftsplans schließt die Bundesautobahn nicht ein. 
Sie ist daher von keinerlei Festsetzungen betroffen. Eine Änderung in den textlichen 
Festsetzungen ist daher nicht nötig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
Mit Ende der Frist zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange ist das Beteili-
gungsverfahren im Rahmen dieser Landschaftsplanaufstellung endgültig abgeschlos-
sen. 

   Landesbetrieb Straßen NRW I Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

24b 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine entsprechende Umformulierung in 
den textlichen Festsetzungen wurde vorgenommen. 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 

   Landesbetrieb Straßen NRW II Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

25 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anmerkung der Verwaltung: Die Autobahnniederlassung Hamm wurde nachträglich 
beteiligt. Der Eingang der Stellungnahme erfolgte innerhalb der vorgegebenen Frist. 
 
 
 
 
 
 
Da der Rastplatz im baulichen Außenbereich liegt, ist die Fläche in den Geltungsbe-
reich des Landschaftsplans miteinzubeziehen. Der Rastplatz ist jedoch nicht als 
Schutzgebiet ausgewiesen, sodass hier auch keine Einschränkungen vorliegen. 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 
 
 
Mit Ende der Frist zur Beteiligung der Träger öffentlicher Belange ist das Beteili-
gungsverfahren im Rahmen dieser Landschaftsplanaufstellung endgültig abgeschlos-
sen. Der Einwender erhält eine schriftliche Benachrichtigung über die Bearbeitung 
seiner Stellungnahme. 

   Landesbetrieb Straßen NRW Autobahnniederlassung Hamm Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

26 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
B Nr. 28 
 
 
 
 
2.1.1 C 
Nr. 1 
 
 
2.1.01 
2.1.02 
2.4.10 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Sollte im Falle erheblicher forstlicher Kalamitäten die Verkehrssicherheit gefährdet 
sein, so ist hiermit auch die Möglichkeit gegeben, nach Absprache mit der unteren 
Landschaftsbehörde entsprechende Bäume zu entnehmen. 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Eine Aufstellung der Biotopmanagement-
pläne ist nicht verpflichtend. Das Gebot wurde daher gestrichen und daher in Form 
eines Hinweises an den Beginn des Kapitels gestellt. 
 
 
Die Durchführung der Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen erfolgt in keinem derar-
tigen Umfang, dass eine Waldumwandlung stattfindet. Es sollen nur einzelne Ge-
hölze entfernt werden. 
 
 
 

   Landesbetrieb Wald und Holz NRW Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

   Landesbetrieb Wald und Holz NRW Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

27 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   Landesfischereiverband Westfalen Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

28 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.01 
2.1.02 
2.1.03 
 
 
2.1.1 B 
Nr. 4 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. Im Falle forstlicher Kalamitäten muss die Möglich-
keit gegeben sein, unverzüglich zu handeln. Die Gefahr der zeitlichen Ausdehnung in 
der Nutzung eines Holzlagerplatzes wird nicht gesehen. 

   LANUV Seite 1 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.04 
 
 
 
 
1.4.02 
5.1.04 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.4.22 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die beiden Gewässer verlaufen u. a. durch den Festsetzungsraum 5.1.04. Für diesen 
sind konkrete Maßnahmen in den textlichen Festsetzungen formuliert, die sich auch 
auf die ökologische Aufwertung der Fließgewässer bezieht (z. B. Anlage von Gewäs-
serrandstreifen). 
Des weiteren wird auf die Gewässerentwicklungsmaßnahmen unter 5.4 im Land-
schaftsplantext verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine nachträgliche Ausweisung als Naturschutzgebiet würde aufgrund der geänder-
ten Betroffenheiten eine erneute öffentliche Auslegung fordern. Aufgrund der räumli-
chen Gegebenheiten und der verhältnismäßig geringen Flächenausdehnung im Ver-
gleich zu anderen Naturschutzgebieten wird hier die Ausweisung eines geschützten 
Landschaftsbestandteils als angemessen erachtet. 

   LANUV Seite 2 



 

 

  
 
 
Die Darstellung der Windenergiebereiche erfolgte nachrichtlich aus dem Regional-
plan Münsterland, sachlicher Teilplan Energie. Sie wurden nicht im Rahmen des 
Landschaftsplans festgesetzt, sondern sind das Ergebnis eines umfangreichen Betei-
ligungs- und Abstimmungsverfahrens, das von der Bezirksregierung Münster durch-
geführt wurde. Der Landschaftsplan hat hierauf keinen Einfluss. 
Ob auf diesen Flächen in Zukunft Windenergieanlagen durch die Gemeinden erbaut 
werden entscheidet sich im Rahmen weiterer konkreter Beteiligungsverfahren. Hier-
bei werden selbstverständlich auch die artenschutzrechtlichen Belange berücksich-
tigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Den Forderungen wird nicht gefolgt. Die Festsetzungen bleiben bestehen. 

   LANUV Seite 3 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

29 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   Lippeverband Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

30 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.05 
2.2.02 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 
Unter 2.2.1 D 3. sind unter den nicht betroffenen Tätigkeiten bereits „Pflegemaßnah-
men oder die bestimmungsgemäße Nutzung von Bäumen, Sträuchern sowie – unter 
der Voraussetzung, dass der Nutzer den Bestand als Ganzes erhält – von Hecken, 
Feld- und Ufergehölzen“ aufgeführt. 
 
Den Forderungen wird gefolgt. 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 
Unter 2.2.1 D 3. sind unter den nicht betroffenen Tätigkeiten bereits „Pflegemaßnah-
men oder die bestimmungsgemäße Nutzung von Bäumen, Sträuchern sowie – unter 
der Voraussetzung, dass der Nutzer den Bestand als Ganzes erhält – von Hecken, 
Feld- und Ufergehölzen“ aufgeführt. 
 
Der Forderung wird gefolgt. 

   LWL Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur Seite 1 



 

 

  

   LWL Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

31 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.01 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die hier thematisierten Mergelkuhlen liegen außerhalb des Geltungsbereichs des 
Landschaftsplans und können über diesen nicht geschützt werden. Um ihnen einen 
besonderen Schutz zukommen zu lassen, müssten Sie gem. § 30 BNatSchG i. V. m. 
§ 62 LG als gesetzlich geschützte Biotope ausgewiesen werden. Dieser Biotopschutz 
ergibt sich jedoch nur bei Vorliegen der gesetzlich geforderten Zustände. 
 
Der Landschaftsplan beschreibt für diesen Bereich keine Deponie. 
Die Deutsche Grundkarte, Kartengrundlage für die Festsetzungs- und Entwicklungs-
karte des Landschaftsplans, nennt an dieser Stelle den Begriff „Bauschuttdeponie“. 
Es handelt sich jedoch weder um die tatsächliche Nutzung, noch um eine Übernahme 
in den Landschaftsplan. 
 
Der Regionalplan Münsterland weist diese Fläche als allgemeinen Siedlungsbereich 
aus. Die Ausweisung eines Schutzgebiets würde hier den Vorgaben des Regional-
plans widersprechen. 
 
Eine nachträgliche Schutzausweisung würde aufgrund der daraus entstehenden 
neuen Betroffenheiten ein erneutes Offenlegungsverfahren erfordern und ist daher 
nicht möglich. 
 
Den Forderungen wird nicht gefolgt. 

   NABU Kreisverband Coesfeld Seite 1 



  

 

  

   NABU Kreisverband Coesfeld Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

32a 

 

  
Anmerkung der Verwaltung: Die Stellungnahme wurde parallel per Fax eingereicht 
und erfolgte auf diesem Wege noch fristgerecht. 

   Stadt Dülmen I Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Geltungsbereich wurde in beiden Fällen zurückgenommen. 

   Stadt Dülmen I Seite 2 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Regelungen zur Windenergie wurden überarbeitet, sodass nicht zwingend ein 
Bebauungsplan erstellt werden muss, um Windkraft zu ermöglichen (siehe Wind-
energie und Natur-/ Landschaftsschutz unter Punkt 2 im Landschaftsplantext). 

   Stadt Dülmen I Seite 3 



 

 

  
 
 
 
 
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Kordel – Änderung und Erweiterung ist in-
zwischen rechtkräftig. Der Geltungsbereich des Landschaftsplans wurde an dieser 
Stelle zurückgenommen. Im Bereich an der Daruper Straße wird das Entwicklungs-
ziel beibehalten, da das Verfahren zur Aufstellung noch nicht weit genug vorange-
schritten ist. Bei Inkrafttreten eines Bebauungsplans weicht der Geltungsbereich des 
Landschaftsplans an entsprechender Stelle zurück. 
 
 
 
 
Siehe Stellungnahme 33c. 
Der Forderung wurde bereits im Rahmen der Überarbeitung des Landschaftsplans 
Baumberge-Nord gefolgt. Vom Bauverbot nunmehr ausgenommen ist die Errichtung 
von eingeschossigen untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen i. S. d. § 14 
Abs. 1 BauNVO wie Gartengerätehäuser, Gartengewächshäuser, Terrassen, Wege 
etc. für zugelassene oder rechtmäßig bestehende bauliche Anlagen auf Haus- und 
Hofgrundstücken. 
 
 
 
 
Der Forderung wird teilweise gefolgt. Die Maßnahmen zur Anlage der Feuchtbiotope 
im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens werden umgesetzt. 
Zusätzliche Schutzausweisungen im Rahmen des Landschaftsplans sind jedoch nicht 
möglich, da sich diese auf den gegenwärtigen Zustand beziehen müssen. Möglicher-
weise entwickeln sich die zukünftig angelegten Biotope jedoch so, dass sich ein ge-
setzlicher Schutz nach § 30 BNatSchG i. V. m. § 62 LG ergibt. 

   Stadt Dülmen I Seite 4 



 

 

  

   Stadt Dülmen I Seite 5 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

32b 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Forderung wird gefolgt. 
Die Maßnahmen zur Biotopanlage werden gemäß Planfeststellungsbeschluss umge-
setzt. 

   Stadt Dülmen II Seite 1 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 2 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 3 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 4 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 5 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 6 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 7 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 8 



 

 

  

   Stadt Dülmen II Seite 9 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

32c 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.1 
B Nr. 1 

 

   Stadt Dülmen III Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
Siehe Beschlussvorschlag 34a. 

   Stadt Dülmen III Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

33 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen, der Bitte wird gefolgt. 

   Stadtwerke Coesfeld Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

34 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Bei Umsetzung der Maßnahmen werden Versorgungsleitungen und deren Schutzbe-
reich berücksichtigt. 

   Stadtwerke Dülmen Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

35 

 

  

   Thyssengas Seite 1 



 
 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
 
In der textlichen Fassung des Landschaftsplanes steht unter den allgemeinen Aus-
führungen zu den Naturschutzgebieten, Landschaftsschutzgebieten und geschützten 
Landschaftsbestandteilen, dass gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen, die z. B. 
zur Unterhaltung oder Instandsetzung bestehender Leitungsnetze notwendig sind, 
unberührt von den Verboten bleiben. Die Maßnahmen sind der unteren Landschafts-
behörde vor Beginn anzuzeigen. 
 
Bei Durchführung von Pflanzmaßnahmen werden im Vorfeld die jeweiligen Versor-
gungs- und Leitungsunternehmen informiert. 

   Thyssengas Seite 2 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

36a 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
Siehe Beschlussvorschlag 38b. 

   Waldbauernverband NRW I Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

36b 

 

  

   Waldbauernverband NRW II Seite 1 



 

 

 
2.1.1 
B Nr. 18 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
B Nr. 28 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Unberührtsheitsklausel des Verbots B Nr. 18 wird umformuliert: „Maßnahmen der 
Verkehrssicherung.“ 
 
Das Verbot B Nr. 28 wird ergänzt um den Hinweis: 
„Das Verbot gilt gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG. Im Rahmen der Verkehrssiche-
rungspflicht kann unter den gegebenen Voraussetzungen nach § 45 Abs. 7 Satz 1 
BNatSchG jedoch eine Ausnahmegenehmigung erteilt werden.“ 
Die Entfernung von Horst- und Höhlenbäumen ist unabhängig von Schutzgebiets-
ausweisungen gemäß § 44 Abs. 1 Satz 3 BNatSchG verboten. 
Ein Entschädigungsanspruch ist hieraus nicht abzuleiten. 
In Landschaftsschutzgebieten und geschützten Landschaftsbestandteilen wird das 
Verbot der Vollständigkeit halber ergänzt und erhält den Hinweis: 
„Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG besteht das o. g. Verbot grundsätzlich und unab-
hängig von Schutzgebietsausweisungen. Im Rahmen der ordnungsgemäßen Forst-
wirtschaft sind in diesem Zusammenhang jedoch Maßnahmen der Verkehrssicherung 
möglich, sofern der Fortbestand der lokalen Population nicht gefährdet ist (§ 44 
Abs. 4 BNatSchG). Hierzu sind grundsätzlich die §§ 44 und 45 BNatSchG zu beach-
ten. Maßnahmen der Verkehrssicherung sind in entsprechenden Fällen mit der unte-
ren Landschaftsbehörde abzustimmen.“ 
 
 
Sollte im Falle erheblicher forstlicher Kalamitäten die Verkehrssicherheit gefährdet 
sein, so ist hiermit auch die Möglichkeit gegeben, nach Absprache mit der unteren 
Landschaftsbehörde entsprechende Bäume zu entnehmen. 

   Waldbauernverband NRW II Seite 2 



 

 

  
 
 
Das Verbot, stehendes Totholz zu entfernen, wird gestrichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ein Vorvertrag vor Rechtskraft des Landschaftsplans ist nicht erforderlich und nicht 
üblich. 
 
 
 
 
 
s. o. 

   Waldbauernverband NRW II Seite 3 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
B Nr. 27 

 
 
Die Entfernung von Horst- und Höhlenbäumen ist unabhängig von Schutzgebiets-
ausweisungen gemäß § 44 Abs. 1 Satz 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) ver-
boten. Hierunter fallen sämtliche Fortpflanzungs- und Ruhestätten der wild lebenden 
Tiere der besonders geschützten Arten. Dabei muss die Baumhöhle nicht zwingend 
von Höhlenbrütern genutzt werden, da sie auch Säugetieren als Quartier dienen 
kann. 
Potentielle Ruhestätten, die nicht als solche genutzt werden, sind von der Definition 
ausgeschlossen. 
Gemäß § 25 Landschaftsgesetz (LG) kann der Landschaftsplan besondere Festset-
zungen für die forstliche Nutzung treffen. Hierzu zählt u. a. die Vorgabe der Form der 
Endnutzung. 
 
 
 
 
Das Verbot der Endnutzung in Form eines Kahlhiebes wird als fachlich notwendig 
erachtet, um einen stabilen Waldbestand zu erhalten. Durch die Verhinderung von 
Kahlschlägen und großen Schirmschlägen werden u. a. Gleichaltrigkeit, Einschichtig-
keit, Verlust der Schirmwirkung und die massive Ausbreitung von Schlagflora vermie-
den. Negative Auswirkungen auf den Boden wären etwa Beeinträchtigungen der 
natürlichen Bodenfunktionen und die Abnahme der Bodenfruchtbarkeit. 
Zusammenhängende Pappel- und Nadelholzbestände sowie reine Eichenbestände 
sind vom Verbot der Endnutzung in Form eines Kahlhiebes ausgenommen. Da die 
Buche i. d. R. in Dauerwaldform bewirtschaftet wird verbleiben insgesamt nur wenige 
vom Verbot betroffene Bestände. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Formulierung wird beibehalten. Es handelt sich um eine eindeutige Definition. 
Die alternative Vorgehensweise wird in dem Verbot nicht thematisiert. 

   Waldbauernverband NRW II Seite 4 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
C Nr. 1 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Anregung wird nicht gefolgt. Eine Abstimmung mit der Forstbetriebsgemeinschaft 
ist nicht erforderlich und nicht üblich. 

   Waldbauernverband NRW II Seite 5 



 

 

 
 
2.1.1 
C Nr. 4 

 
Der Begriff „bodenständige Gehölze“ umfasst laut Definition im Landschaftsplantext 
Gehölze der potentiellen natürlichen Vegetation, die sich im Wege der natürlichen 
Sukzession einstellen würde. Damit ist eine eindeutige Definition an dieser Stelle 
gegeben. Douglasie und Bergahorn entsprechen nicht der potentiellen natürlichen 
Vegetation und werden somit nicht von dem Begriff erfasst. 
 
 
Es wird auf § 25 LG verwiesen, der die Bestimmung von Baumarten bei der Wieder-
aufforstung durch den Landschaftsplan ermöglicht. Die Festsetzungen sehen vor, 
dass bei der Wiederaufforstung von Laubwaldflächen nur bodenständige Laubbaum-
arten verwendet werden. Nadelwaldflächen dürfen auch wieder mit Nadelbaumarten 
aufgeforstet werden. Grundsätzlich gilt das Erstaufforstungsverbot (siehe 2.1.1 B 24. 
im Landschaftsplantext). 
 
 
 
 
 
Eine Beibehaltung von bis zu 20 % der nicht zur natürlichen Waldgesellschaft gehö-
renden Gehölzarten ist auch in den Fauna-Flora-Habitat-Gebieten des Landschafts-
plans Baumberge-Nord erlaubt. In Naturschutzgebieten, die nicht innerhalb der FFH-
Gebiete liegen, darf der vollständige nicht zur natürlichen Waldgesellschaft gehö-
rende Gehölzbestand erhalten bleiben. Es gilt jedoch das o. g. Gebot, ehemalige 
Laubwaldflächen mit bodenständigen Laubbaumarten aufzuforsten. 
 
 
 
 
 
 
 
s. o. 
 
 
Einige hier angesprochene Regelungen wurden im Rahmen der Bearbeitung des 
Landschaftsplans Baumberge-Nord bereits umformuliert und werden in den Land-
schaftsplan Buldern einheitlich übernommen. 

   Waldbauernverband NRW II Seite 6 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

37 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
Die Unterhaltung der Gewässer in Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten ist 
grundsätzlich in naturnaher Art und Weise entsprechend den Zielen der §§ 39 ff des 
Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) durchzuführen (siehe 2.1.1 C 
Nr. 3 und 2.2.1 C Nr. 2). 

   WuBV Oberer Kleuterbach Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

38 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.06 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Rücknahme des Landschaftsschutzgebiets von den aufgeführten Flurstücken ist 
nicht erforderlich. Sollten in Zukunft Maßnahmen umgesetzt werden, ist hierfür je 
nach Vorhaben die Erteilung einer Befreiung gem. § 67 BNatSchG i. V. m. § 69 
Abs. 1 LG oder einer Ausnahme erforderlich. 
 
Der Forderung wird nicht gefolgt. Die Festsetzungen bleiben bestehen. 

   Wasser- und Schiffahrtsamt Rheine Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

39a 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. 

 

   WLV I Seite 1 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.1 

 
 
 
 
 
 
Die Formulierung wurde bereits geändert, da ordnungsbehördliche Verordnungen nur 
für grundstücksbezogene Maßnahmen erlassen werden können. Im vorliegenden 
Landschaftsplan werden die Festsetzungen entsprechend § 26 Abs. 3 Landschafts-
gesetz (LG) jedoch einem abgegrenzten Landschaftsraum zugeordnet. Die Durchfüh-
rung der Maßnahmen soll auf freiwilliger Basis in Abstimmung mit dem Flächenei-
gentümer und vorrangig vertraglich geregelt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bei der Formulierung ist insbesondere durch den Zusatz „auf freiwilliger Basis“ eine 
eindeutige Definition gegeben, die bisher zu keinen Missverständnissen geführt hat. 
Die Formulierung wird daher beibehalten. 

   WLV I Seite 2 



 

 

 
2.2.1 
B Nr. 12 

 
Im Rahmen der Überarbeitung des Landschaftsplans Baumberge-Nord wurde die 
Ziffer 12 bereits hinzugefügt und wird auch für diesen Landschaftsplan übernommen. 
 
 
 
 
 
 
Im Rahmen der Neuaufstellung der verbliebenen vier Landschaftspläne wurden die 
textlichen Festsetzungen für alle Schutzgebiete grundlegend überarbeitet. Eine An-
passung der bereits rechtskräftigen Landschaftspläne wird in Zukunft erfolgen. Die 
nun gewählte Formulierung entspricht inhaltlich dem, was damit beabsichtigt ist. Es 
wird darauf hingewiesen, dass eine Ausnahme erteilt werden kann, jedoch nicht 
muss, da es sich immer um eine Einzelfallprüfung handelt. 
Der Forderung wird nicht gefolgt. 

   WLV I Seite 3 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

39b 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.1 
B Nr. 1 

 

   WLV II Seite 1 



 

 

 
 
 
 
 
 
2.2.1 
D Nrn. 9, 
10, 11 

 

   WLV II Seite 2 



 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
B Nr. 9 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.1.1 
D Nr. 9 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Forderung wurde bereits im Rahmen der Überarbeitung des Landschaftsplans 
Baumberge-Nord gefolgt. Vom Bauverbot nunmehr ausgenommen ist die Errichtung 
von eingeschossigen untergeordneten Nebenanlagen und Einrichtungen i. S. d. § 14 
Abs. 1 BauNVO wie Gartengerätehäuser, Gartengewächshäuser, Terrassen, Wege 
etc. für zugelassene oder rechtmäßig bestehende bauliche Anlagen auf Haus- und 
Hofgrundstücken. 

   WLV II Seite 3 



 

 

  
 
 
 
 
 
Die Unterhaltung der Gewässer ist in naturnaher Art und Weise entsprechend den 
Zielen der §§ 39 ff des Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts (WHG) durch-
zuführen (siehe 2.1.1 C 3. im Landschaftsplantext). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen (siehe Beschlussvorschlag Waldbauern-
verband Nordrhein-Westfalen e.V. Bezirksgruppe Münsterland). 

   WLV II Seite 4 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

39c 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2.2.1 
B Nr. 3 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Forderung wird gefolgt. Das Verbot wird ergänzt um die Unberührtheitsklausel: 
„…und Gartenbaubetriebe i. S. d. § 35 Abs. 1 Nr 2 BauGB.“ 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Formulierung wird entsprechend ge-
ändert. 

   WLV III Seite 1 



Nr. Anregungen/Bedenken 
Festset-
zungsnr.* 

Beschlussvorschlag 

    
 

40 

 

  

   Westnetz Seite 1 



 

 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der textlichen Fassung des Landschaftsplans steht unter den allgemeinen Ausfüh-
rungen zu den Naturschutzgebieten, Landschaftsschutzgebieten und geschützten 
Landschaftsbestandteilen, dass gesetzlich vorgeschriebene Maßnahmen, die z. B. 
zur Unterhaltung oder Instandsetzung bestehender Leitungsnetze notwendig sind, 
von den Verboten unberührt bleiben. Die Maßnahmen sind der unteren Landschafts-
behörde vor Beginn anzuzeigen. 

   Westnetz Seite 2 



 

 

  
Die Mitteilung wird zur Kenntnis genommen. 

   Westnetz Seite 3 



 


